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1Viderspriicbé In der Behandlung der hlösterlichen
Verbände und ıhrer Mitglieder aufmerschiedenen

Gebieten des staatlıchen Rechtes
Von Prokurator ilhelm Masnitza SAC,, Limburg/Lahn

Vorbemerkung
Als nach dem usammenbruch des Dritten Reiches durch Gesetz NT. der
Militärregierung Art II1 i{ff. die VO  3 der nationalsozialistischen Regierung
erlassenen Gesetze und Vorscnhriften, die Verfolgungsmaßnahmen aus reli-
qlösen, rassischen oder politischen Gründen auslösten, außer ra gesetzt
wurden, glaubten dıie Ordensgenossenschaften und Klöster, mi1t Zuver-
sıcht in ıne bessere Zukunft blicken köonnen. In dieser offnung sahen
s1e sich gestär. durch diıe Übergangsbestimmungen auf steuerlichem Gebiet,
die ıIn den Jahren 46—19. hinsichtlich der Besteuerung der en und
Klöster ın den verschiedenen Laändern erschienen (Vgl T1a des BayrT
Staatsministeriums der Finanzen VO Pri. 1947; Trla der Finanz-Leit-
stelle Hamburg für das TrıLISCHE Besatzungsgebiet VO: Februar 1948
D d.
Mit zunehmender Stabilisierung des 1mM re 1949 entstandenen
Staatswesens der eutscnen Bundesrepublik erwles sich jedo!| die anfäng-
liche offnung 1n vieler Hinsicht als trügerischer chein. Die en und
Klöster wurden näa:  ich hinsichtlich ihrer rechtlichen Behandlung auch VO:  »

Seiten dieses Staates manche TÜ Erfahrung bereichert

Rechtliche Grundlagen
In unserei gegenwärtigen Staatsiorm ist 1 Verhältnis Kirche — Staa die
Idee der Trennung VO:!  ' 1r un aa mitbestimmend Vgl Art. 140
Grundgesetz
„Die estimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der eutfschen
Veriassung VOom 11 August 19179 sind Bestandteile dieses Grundgesetzes.”
Artikel 137 der Weimarer erfassun lautet wıe olg (Auszug):
} Es besteht keine Staatskirche

Die reinel der erein1gung Religionsgesellschaften wird ewdchrlei-
stet. Der Zusammenschlu. Von Religionsgesellschaften innerhalb des el  S3-
gebietes unterliegt keinen Beschräüänkungen.



Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwalte ihre Angelegenheiten
selbständig innerhal. der rIanken des für alle geltenden eselzes. Sie
verile: ihre Mmier hne Mitwirkung des Staates Oder der bürgerlichen
emeinde.

Wichtig ist weiterhin der Hinweis, daß das deutsche zivile echt ıIn seinem
Bereich dem iırchlichen echt keine Geltung zuerkennt. Zwar sagt das

S Il dessen Rechtsbeständigkeit gemä. Urteil des Bundes-
verfassungsgerichtes nıcht mehr bestritten werden kann, in Art.
„Das Deutsche eich anerkennt das echt der Katholischen Irche, IN-
nerhalb der rTenzen des Iur alle geltenden Gesetzes, ihre Angelegenheiten
selbständig ordnen und verwalten und 1Im Rahmen ihrer Zuständig-
keit iur ihre Mitglieder
erlassen.“ ' bindende Gesetze und Anordnungen

und In A,

„Die Katholischen Kirchengemeinden die en un religiösen (Gjenos-
senschalten SOWIe die unter Verwaltung irchlicher Organe gestellten An:-
stalten, Stiftungen und ermögensstücke der Katholischen irche enalten
bzw. erlangen die Rechtsfähigkeit für den staatlıchen Bereich nach den all-
gemeinen Vorschrilten des staatlichen echts Sie bleiben Körperschaiften des
Olfentli  en Rechtes, soweil SIe solche bisher WOdGTel:; den anderen können
die gleichen nach Maßgabe des für alle geltenden Gesetzes gewährt
werden.“
und ın Art Abs
„Orden und religiöse Genossenschalften unterliegen In ezug au[f Ihre Grün-
dung, Niederlassung, die chl] und vorbehaltlich Art Abs die
Eigenschaften ihrer Mitglieder, ihre Tätigkeit In der Seelsorge, 1m Unterricht,
In Krankenpiflege un carjitativer Arbeit, In der Ordnung ihrer Angelegen-
heiten und der Verwaltung ihres Vermögens staatlicherseits keiner beson-
deren Beschränkung.“
Das nationale staatliche echt zıe Jedoch daraus n1ıc die olge-
PUNGg, den en un kirchlichen Verbänden auch, dem Kirchenrecht folgend,
die allgemeine Rechtsfähigkeit zuzuerkennen. Diesen Vorteil genieben edig-
lich jene Gemeinschaften, die den OTZUg aben, Körperschaftsrechte bereits
aus ITuherer eit besitzen oder nach Landesrecht erlangen können.
Aber auch in den anderen Läaändern mussen die Tden, existiieren und
ıhnre ufgaben eriullen können, auf irgendeine Weise Rechtsfähigkeit
erlangen, weil iıhre Fxıstenz weitgehend die eilnahme allgemeinen
Rechtsverkehr notwendig macht nen bleibt NUuTLr der Weg dazu, geM. den
Vorschriften des Bürgerli  en oder des Handelsrechtes und seliner eben-
gesetze sıch einer ürgerlichen Rechtsform als eilines ilfsorgans
z bedienen. Dadurch bDer werden s1e ın ıne S S N
hineingepreßt, die ihrer besonderen i1genar ın vieler Hinsicht überhaupt
nıcht gerecht wird; denn weder ihre TUKIUur noch iıhre Verfassung noch
ihre 21r Aufgabenstellung ınd geeignet, mit ırgend einer der este-
henden oder möglichen bürgerli  en echtsiormen verglichen werden.
Und dieser Umstand ıst die Ursache un! Quelle mannigfacher Mißverständ-
NısSSe, Ungerechtigkeiten und Widersprüche, die den en und sonstigen



kirchlichen Einrichtungen ın ihrer Behandlung se1tens der Gesetzgebung,
Rechtsprechung un: staatlıchen Verwaltung wıderlahren
Aus dieser Sıtuation heraus ergibt sich, daß ın unseTifenmn eutigen aa die
klösterlichen erbande ın den verschiedensten ypen staatliıcher
Rechtsformen ın Erscheinung tretiten

als Körperschaften des Öffentl!:  en S:
als rechtsfähige Körperschaften auf TUN:! eines öffentlich-rechtli  en
es (einer landesherrlichen Organisationsgenehmigung, einer landes-
herrlichen Verordnung oder eines esetzes]),
äheres a} und D} vgl S]ıepen, Klösterli erbande als KOÖTDer-
schalten des Offent]!.  en i® In  * rdenskorrespondenz, 1960 Hefit

20—29
als re  tsfähige ereine und Stiftungen nach dem Bürgerlichen Recht,
als juristische Personen des Handelsrechts mbH, eGmbH),
ın en übrigen Fallen als nicht re  sfähige ereine.

aheres C)—e) vgl. Siepen, Die Rechtsstellung der klösterlichen
erbDande In der Bundesrepubl]. Deutschland, siehe oben 35-50

Dieser Wiıirrwarr ın der rech  ilichen ingrupplerung sich
glei|  artiger Gebilde ıst letzten es 1Ur die olge der Nichtanerkennung
des ırchlichen Rechtes als dem staatlıchen echt adäquates echt (vgl.
das ıIn Osterreich geltende ABGB C
„Läßt sich eın Rechtsfall weder aQus den Worten noch aus dem natürlichen
Sınne e1ines Gesetzes entscheiden, muß auf ähnliche, ıIn den eseizen
esiiımm: nts  1eden! und auf die Gründe anderer rwand-

-  © {[z Ruücksicht g' werden. Bleibt der Rechtsfall noch
zweifelhaft, muß solcher miıt Hınsıcht auf die sorgfältig gesammelten und
eiflıch erwogenen mstande nach den natürlichen Rechtsgrundsätzen ent-
chieden werden.“
In COsterreich ist das Kirchenrecht als solches dem staatliıchen echt verwand-
tes echt anerkannt.)

II Praktische i’robleme aus der heutigen Rechtslage
Es ist VO  ' vornherein einsichtig, daß diese Verschiedenheit der SIOT-
In und rechtlichen Hilfskonstruktionen, deren sich die klösterlichen Ver-
an bedienen müssen, zwangsläufig e  © C e a t1 Y

a Nn c  “n Il der 1n kirchenrechtlicher Sicht 1 wesenil!!  en doch konfor-
INne  -} Gebilde, 1ın den ugen des Staates jedoch ausschließlich In der Z,WwangsS-
jacke staatsrechtlicher egriffe als exXıistien angesehenen en und Klöster
SOoOw1e ihrer Mitglieder führen muß.
Hınzu oOMM(T7, daß vielfach ausführende rgane der staatlichen und kommu-
nalen Verwaltung, insbesondere der ınanzverwaltung, sich ın der Anwen-
dung un uslegung der Gesetze Ofifenbar nicht VO:  y den orstellungen un!
S1'  en der azızel losgelöst en oder sich davon nicht lösen wollen,
ja Og durch Nnkonsequenz bisweilen eıner och I1goroseren
Anwendung der Gesetze gegenüber den en greifen, daß
die Auswirkungen solchen orgehens VO'  '3 den en noch arger empfun-
den werden, als dies während der Naziıverfolgungszei der Fall Waäal (vgl
(  / cheuermann, ın „Ordenskorrespondenz” f



Die Schwierigkeiten und Widersprüche dieser Art erlebten WIT waährend des
bisher rund 11)Jährigen Bestehens unseres taatswesens als Deutsche Bundes-
republ:. unter folgenden Gesichtspunkten:

Die Verleihung der Rechte als Örperschaft des öffentl
Rechts ist 5ache der Länder. Bel dem föderalistischen ufbau des
Bundes un der ompetenz der Länder ist durchaus möglich, daß
ın Bayern auch eute noch den en die einer Offentl.-re  e}
Körperschaft zuerkannt werden, während dies ın den meilisten anderen
Ländern, praktis jedenfalls, nıcht geschieht.
Diese unterschiedliche Handhabung og dazu, daß evtl dem glei-chen Orden, mit gleichen Satzungen un Aufgabengebieten, mıiıt gleicherUrganisation un! gleichen Einrichtungen 1n einem anı des Bundes die

einer Offentl.-rechtl. Körperschaft zuerkannt werden, während
diese Eigenschaft anderen Bundesländern nıcht erreichen kann.
Aus dieser unterschiedlichen Rechtsform erg1ibt ıch ın Deutschland
1Ne unterschiedliche Behandlung, insbesondere auf 5 te
lic ( €&  e e ährend die Oifentl.-rechtl Körperschaften 1-

N el Sind, ist dies 1ıne andere Körperschaft grundsätz-lich nicht, der gleiche en kann vermögensteuerifrei un: vermögen-steueTpflichtig se1n, je nach dem einzelnen Land;: ebenso kann der land-
und TIorstwirtschaftliche Betrieb In dem einen all
5 e I 1m anderen all kKörperschaftsteuerpflichtig eın errech-
nungslöhne können VO. Körperschaften offentl. fiur ihre Betriebe
gewerblicher Art angerechnet werden, während dies bei en ohne
diese Eigenschaft bei ihren Gewerbebetrieben nıcht zugelassen WITd.
AÄAhnliche Ungleichheiten, je nach Rechtsform, können sich 1m Lasten-
aS g 1 5 f ht ergeben Die en Uun: Klöster mıt Offentl echts-
status sınd VO  - der E  E gänzlich frei dagegenind ihre eirlebDe gewerbli:  er Art in der Rechtsform einer Kapitalgesell-abgabepflichtig.
Die Aufzählung könnte um weitere Beispiele Iortgeführt werden (vglMaier, Grundlagen Uun! Probleme der Klosterbesteuerung, Berlin

Wo ıst hier eın wirtschaftlich betrachtet der Grundsatz der
Gleichmäßigkeit der Besteuerung gewahr
Unterschiede un! Widersprüche bestehen ber nıcht NUuTr als usfluß der
Unterschiedlichkeit ın der Rechtsfiorm des Ordens, Ssondern auch als Aus-
fiuß der untersc  jijedlichen Beurteilung der Rechtsstellungdes Ordensmitgliedes Z en insofern nämlich, als INa  ;
einerseits ZUT Beurteilung wirtschaftlicher Tatbestände sıch auf das Kir-
enrecht berufft, andererseits wıederum die Anwendung des Kırchen-
Te ausdrücklich ablehnt

eispiele:
teuerrecht
aa) nier ausdrücklicher Ablehnung der Vorschriften des Kirchen-

rechtes wird für das Ordensmitglied eın 10 5 ü I
ges Arbeitseinkommen konstruiert.
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Db) Dagegen: Unterhalt eın en einen Gewerbebetrieb, ın dem
auch eigene Ordensmitglieder atıg sind, werden beı der Gewıinn-
ermittlung Ausgaben fUur ne und G e  er der ÖOr-
densmitglieder als Betriebsausgaben Z S U} 3,

ährend Iso bDel der Ö das bürgerlich-rechtliche Per-
sönlichkeitsrecht des Ordensmitgliedes als ausschlaggebend aNngeE-
sehen wWiTrd, wird bei der Öörperschaftsteuer das ()rdens-
mitglie 1n seıner ellung seinem en nach kirchenrecht-
ichen rIundsatzen behandelt. In beiden Fallen wırd der en
steuerlıch benachteilligt.

Sozialrecht
aa) Auf der einen elte Wehrdienstpflicht der Ordensmit-

glieder, auf der anderen e1le Abwaäalzung der Versorgungslast
bel Kriegsbeschädigung auf den en (Ausgleichsrente). WAäh-
rend 1so auf der einen e1te die staatsbürgerlichen en des
Ordensmitgliedes gefordert werden, werden ihnen auf der ande-
IienNn e1lte ıhre miıt erufung auf das Kirchenrecht (Unter-
haltspflicht verweigert.

bb} andwirtschaftliche Berufsgenossenschaftliche Un-
fa {l Auf der einen e1te Beitragspflicht des
Trdens unter Außerachtlassung des Kirchenrechtes, insofern der
landwirtschaftliche Betrieb für siıch allein gesehen wird. Dagegen
in Berufsunfällen Verwelgerung der eistung mıt Berufung auf
die Versorgungspflicht des rdens nach Kirchenrecht.

Wiedergutmachung nach BE
aa) - S n wird Ordensmitglieder ohne Rücksicht

auf ihre persönliche Zugehörigkeit en gewährt.
bb) Dagegen wird ihnen ine Entschädigung für Schaden 1m

beru  ichen Fortkommen mit dem inwels auf ihre (O)rdemns-
zugehörigkeit nicht zugebilligt. (Begründung: erzicht auf eigenes
Arbeitseinkommen.)

No:  Q Vel  Ne wird die widersprüchliche Behandlung der en
durch eine fast willkürliche uslegung der Gesetze ı1n ihrer
nwendung au{f die en und deren itglieder:
So wird E ein Tden, der sıch der Rechtsiorm e1iner mbH bedient,
weil als solchem keine Rechtsfähigkeit zuerkannt wird, TOLZdeEeMmM beiı
der apitalverkehrsteuer Nn1ıCcC beachtet, sondern das einzelne
Ordensmitglied als S g ZUI Kapitalverkehrsteuer an-

lagt, wenn Anteile eın anderes Ordensmitglied überträgt, obwohl
sich do:  D die eWegunNng der Anteiıle innerhalb des Ordens vollzieht
Mag diese AuslegungI der formellen Bindung des Veräußerungs-
es den Rechtsakt die Kapitalverkehrsteuer ist 1ne Verkehr-
steuer wıe eiwa die Umsatzsteuer noch hingenommen werden, ist
es do!:  Q gänzlich unverständlich, daß auf einem anderen Gebiet der Ver-
kehrsteuer, namlıch der -  e € gerade das Gegenteil
der Fall ist Wenn nämlich Anteile einer mbH sich ın einer Hand VeI-

einilgen, runderwerbsteuer Hierzu erklärt die Finanzverwaltung,
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bei einer GmbH, die VO  } einem Orden errı sel, selen die dıe Anteile
besitzenden Ordensmitglieder anders als bei der Kapitalverkehrsteuer)
Aur Treuhänder des Ordens:;: elen 1Iso Del einer Übertragung der
Anteile nach dem Zurechnungsparagraphen des Nnp die Anteile der
mbH ın 1ıne Hand, namlıch ın die des Ordens, un deshalb Iund-
erwerbsteuer
Eine sSo. Widersprüchlichkeit ist ANUur denkbar, weiıl die Ver-waltung sıch nıcht klar ist ıIn der Beurteilung der bei den en ECZWUN-
genermaßen bestehenden Hilfsgesellschaften.
Daß S1e das nicht ıst, ergıbt sıch auch allgemeiner dus der Behandlungdieser Gesellschaften selbst.
CGanz abgesehen davon, daß VO  - den Zivilgerichten die re Exi-
SIenz der Hilfsgesellschaften auf dem Gebiete des Bürgerlichen Rechts
terschliedslos mıiıt en Konsequenzen fur den bürgerlichen Rechtsbereich
anerkannt WITrd, geschie. dies 1mM Offentlichen echt keineswegs. Hier
schwanken die Gelehrten VO  : der vorbehaltlosen Anerkennung ihrer
rechtlichen Existenz bis ZUr otalen Ablehnung iıhres Bestehens über-
aup
In einigen Schlußbesprechungen, die ın den etzten Jahren ın NorTd-
deutschland stattgefunden haben, konnte auf steuerrechtlichem Gebiet be-
merT. werden, daß diese Hilfsgesellschaften neben dem en als Steuer-
subjekt anerkannt wurden, In anderen Fällen dagegen nicht. Das
einer unterschiedlichen Besteuerung der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe
der Orden.
Widersprüche iınd jedoch nicht L11UT auf dem Gebiete des Offentlichen
Rechtes anzutreiien, sondern auch 1m Bereich des Bürgerlichen

E  K S, wıe das folgende Beispiel beweist
Wenn ein Ordensmitglied bei einem Verkehrsunfall geschädigt WITd,
argumentieren Versicherungsgesellschaften und Zivilgerichte, das geschä-igte Ordensmitglied habe keinen Anspruch auf Entschädigung für ATı

E E  E a ] ll weil nach dem Ordensrecht kein e1ıgenesArbeitseinkommen habe Ein solcher Schaden erwachse lediglich dem
Orden. Dieser sel aber nicht unmıtielbar, sondern 1Ur mittelbar geschä-digt Eine Entschädigung Sie jedo NUuI dem unmiıttelbar GeschädigtenDeshalb Iso könne überhaupt kein Schaden für Arbeitsentgeltausfallgeltend gemacht werden.

I1T Folgerungen aus Rechtslage un Praxis
Die Aufzählung dieser Beispiele erhebt keinen Nspruch auf Vollständigkeitund Lückenlosigkeit. S1e ist jedoch wohl hinreichend, die für die en
und Klöster untragbare S5ıtuation verdeutlichen
Nun liegt die Frage nahe: was können oder sollen WIr tun, um aus
diesem Dilemma herauszukommen?

besteht hier Nur olgende Alternative
Nach dem Grundgesetz bestimmt der Bundeskanzler die Richtlinien der
Politik und rag aiur die Verantwortung (Art GG)
Wäre iıcht angebracht, ihm diese Benachteiligung der Orden und
Klöster, die sıch Qus der Gegensätzlichkeit zwiıischen internationalem und



nationalem echt (Reichskonkordat Offentl euts  es ergibt, 1n
einem Memorandum vorzutragen und 1Ne entsprechende Abhilfe NZU-
regenf
Selbstverständli: reich die Zuständigkeit weder des Bundeskanzlers
noch der Bundesregierung us, hier 1ın dem wünschenswerten Umfange
Abhilfe chaffen Notwendig waäare eın Gesetz der zumindest ıne ent-
sprechende Rechtsverordnung.
Auf jeden Fall wäre anzustreben, daß den en und Klöstern als
integralen Glıiedern der als Orfentl.-rec Örperschaft
anerkannten Kırche die echtsfä  igkeit zuerkannt WÄiTId,
ohne daß S1e sich einer ihnen nıcht konformen Rechtskonstruktion des
Bürgerli  en echts bedienen mussen. amı verbunden wäre das egeh-
ren, daß dem 1r echt für die Beurteilung der, ben durch dieses KI1T-
enrecht geschalfienen, wiıirts  aftlıchen Tatbestände auch ın foro forens1]
Geltung gewährt wIiTrd.

bin der Meinung, daß WIT unNns keinesfalls der n H Mailer
(a.a.0 e1le 153) veriretenen Auffassung ansc  1eßen können,
wonach
„die kırchenre  tichen usiande für die Besteuerung grundsätzlich außer
Betracht bleiben und eın die 7zivilre.  i  en Verhaltnisse 1Im Verein
miıt den wirtscha  ichen Tatbestanden maßgeben eın sollen icht-
schnur selen Rechtsiorm und wirtscha  icher Tatbestand, aber nıcht die
kanonischen oder ordensrechllichen Verhaltnisse Daß die geistlichen
en un Klöster überhaupt ıine kirchenrechtliche Verfassung esitzen,
sollte 1ür die steuerliche eurteilung gänzlich außer Betracht! bleiben
Das gelte nicht NUur für die klösterlichen Vereinigungen, sondern auch
für jeden einzelnen Ordensangehörigen.”
Die Anerkennung dieser Auffassung ıeDe, die bestehende Rechtsun-
sicherheit un Ungerechtigkeit 1n der Behandlung der en un! Klöster
für alle Zukunft „verewigen”.
In dieser rage stimme ich hingegen völlig m ıt den usfüh-

n VO:  - S — s b 1n seinem bereits erwähnten Auisatz
„Klösterli erbande als Körperschaften des Ööffentl echts“ (vgl.
„Ordenskorrespondenz, Jg. Heit I übereın.

selbst habe die gleiche Auffassung beli unseren usammenküniten 1n
oln wiederholt ZU. Ausdruck gebracht.
Sollte jedoch dieses iel (Erlangung der Rechtsfäahigkeıit für en und
Öster nıcht erreichbar se1in, ware m. E als Alternative weniıgstens
die Gleichstellung der en und Klöster m ıt der Kirche als
öffentl.-rechtlicher Örperschaft 1n ihrer praktischen Behand-
lung anzustreben, eın Oodus, wı1ıe bereits erstmalıg leider bisher auch
LUr einmalig) 1 Grundsteuergesetz 1n der Fassung VO: ugus
1951 verwirklich: wurde
„ iff. dieser Fassung lautet
Von der Grundsteuer ind Dbefreit
Grundbesitz, der Von einer Ööffent]l.-rechtl!;  en Religionsgesellschait, VO
einem ihrer rden, VO einer ihrer religiösen Genossen-
en für wWwe der religiösen Unterweisung oder für ihre
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Verwaltungszwecke benutz! wird und entweder m igentum der enut-
zenden Körperschaft (Personenvereinigung) oder 1MmM igentum einer KÖT-
Derscha des Oftentl:  en steht.“
AÄAuch wWenn uns diese Gleichstellung NUuFr 1m Billigkeitswege konzediert
würde, hielte iıch selbst diesen bescheidenen Erfolg für erfreulich
Wenn beispielsweise auf dem Gebiet des Lastenausgleichsrech-
tes (hier ermögensabgabe) ıne öffentl.-re  tl Körperschaft, die miıt
ihrem landwirtschaftlichen Vermögen abgabepflichtig ist (In diesem
1Iso ungunstiger geste als 1nNne prıvatrechtliche Körperschaft), au  n

m VO:  — der Vermögensabgabe freigestellt wIrd
wWenn 1Iso ın solchen Fallen Verwaltungsanordnungen ın dieser Richtung
zugunsten der Oifentl.-rechtl. Körperschaften getroffen werden mit Ruck-
sicht darauf, daß, abgesehen VO. der Rechtsform, sachlich kein Nnier-
1e bestehe zwıschen den landwirtschaftlichen Betrieben der Klöster
mıt Offentlichem un prıvatem Rechtsstatus, dann muß INa iragen, Wäl-

auf anderen Rechtsgebieten ine gleiche Regelung nicht auch 1m
gekehrten möglich sein SO

Was wWwIr wünschen und anstreben ist doch keineswegs unbillig: gieicheBehandlung IN gleiche Jatbestände Aber diese Tatbestände, die
1mM UOrdensrecht begründet SINd, sollen nach Grundsätzen beurteilt werden,
die dem Wesen der en homogen Sind, nicht ber nach Grundsätzen
einer dem ÖOrdensrecht heterogenen echtsmaterie

“Probleme der Nadcdwversicherung bei Ordensleuten
Von Univ. Protf Dr. Audomar Scheuermann, ünchen

Einleitung
Die Nachversicherung VO.  — Ordensleuten, die aus ihrem Verband ausschei:-
den, ıst nunmehr grundgelegt worden ın den beiden Neu-Regelungsgesetzen
ZU1 Arbeiterrentenversicherung ArVNG) und z AngestelltenversicherungAnVNG), we Februar 1957 verkündet wurden un mıiıt Wirkung
VO. MAärTz 1957 miıt folgenden Worten die erwahnte Nachversicherungs-
pflicht regelten ($ 1232 Abs tVN:! und “ 4  Q Abs An VNG):
„Scheiden Mitglieder geistlicher Genossenschaiften, Diakonissen, chwestern
VO. eultischen olen Kreuz un Angehörige üihnlicher Gemeiinschalten aus
ıhrer Gemeinschaft auS, sind sıe für die Zeit, In der SIE aus überwiegendreligiösen Ooder sittlichen Beweggründen mı! Krankenpflege, Unterricht oder
anderen gemeinnützigen Tätigkeiten beschäftigt , ber der Versiche-
rungspflicht nıcht unterlagen der nach Abs Defreil 7, nachzuver-
sichern, Wenn dies VOon dem ausscheidenden 1tglie oder der Gemeinschatft
innerhalb eines Jahres nach dem Ausscheiden beantragt wird.“”
Ohne auf die Einzelinterpretation des vorstehenden Gesetzestextes eiNzu-
gehen, ann allgemein gesagt werden: Diese Nachversicherungspflicht wird
sowohl bei Patres, Brüdern und Schwestern, die ireiwillig der auf
rund VO  e Entlassung aQus klösterlichen Verbänden ausscheiden, wırksam
werden. Bei Brüdern und Schwestern ist daran kein Zweifel. Aber auch bei


